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Bericht des Abgeordneten Dr. Serres 


Die Verordnungen, die am 30. April 1969 und 
4. Juni 1969 in Kraft getreten sind, wurden vom 
Herrn Präsidenten mit Schreiben vom 5. Mai 1969 
und 9. Juni 1969 an den Ausschuß für Wirtschaft und 
Mittelstandsfragen zur Beratung überwiesen. Es 
handelt sich um sogenannte Nachlaufverordnungen, 
bei denen der Deutsche Bundestag nach § 77 Abs. 7 
des Zollgesetzes ein Aufhebungsrecht in einer Frist 
von 4 Monaten nach Verkündung hat. 

I. 

Die Kommission hat die Bundesrepublik ermäch- 
tigt, auf Rohaluminium, das aus Nicht-EWG-Ländern 
im Rahmen eines Zollkontingents von 21 000 t ein- 
geführt wird, für die Zeit vom 1. Januar 1969 bis 
31. Dezember 1969 einen Zollsatz von 3,5 °/o anzu- 
wenden. 

Die Bundesrepublik gewährte schon vor Inkraft- 
treten des EWG-Vertrages Aluminiumoxydherstel- 
lern, die in der Bundesrepublik weder eine eigene 
Elektrolyse-Anlage haben, noch durch eine Ver- 
einigung von Unternehmen mit einer Elektrolyse- 


Anlage in der Bundesrepublik verbunden sind, im 
Rahmen eines jährlichen Zollkontingents von zuletzt 
21 000 t Zollfreiheit. Voraussetzung war jedoch, daß 
für die Einfuhr von jeweils einer Tonne Rohalumi- 
nium mindestens jeweils zwei Tonnen Aluminium- 
oxyd ausgeführt werden. 

Der ermäßigte Zollsatz für Rohaluminium beträgt 
ab 1. Juli 1968 nach Einführung der Zollunion 9 °/o. 
Die Bundesregierung hat jedoch bei der Kommis- 
sion beantragt, die am 26. April 1968 erteilte 
Ermächtigung, ab 1. Juli 1968 einen Zollsatz von 
3 °/o anzuwenden, zu verlängern. Die EWG hat sich 
im GATT verpflichtet, mit dem Inkrafttreten der 
Kennedy-Runde ein jährliches Gemeinschaftszollkon- 
tingent von 130 000 t Rohaluminium zum Zollsatz 
von 5 °/o zu eröffnen. Der Bundesrepublik wurde 
von diesem Gemeinschaftszollkontingent bereits 
eine erste Rate von 66 000 t zugeteilt. 

Die deutsche Firma, die an dem genannten Aus- 
fuhr-Einfuhrverkehr besonders beteiligt ist, könnte 
ihre Einfuhren also auch im Rahmen dieses Zoll- 
kontingents durchführen. Die Kommission ließ sich 
bei ihrer Entscheidung jedoch davon leiten, daß bei 
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einer sofortigen Anwendung eines Zollsatzes von 
5 0 o die betroffene deutsche Firma an einer Fort- 
setzung dieses Verkehrs voraussichtlich kein Inter- 
esse mehr hatte und sich dadurch entstehende han- 
delspolitische Schwierigkeiten mit dem hauptsächlich 
beteiligten Drittland (Österreich) ergeben würden. 
Andererseits wurde für gewerbliche Waren ab 
1. Juli 1968 die Zollunion eingeführt, so daß auch 
der Kontingentszollsatz anzuheben sei. Die Kom- 
mission hielt es deshalb für angemessen, die Bundes- 
republik zu ermächtigen, im Kalenderjahr 1969 einen 
Zollsatz von 3,5 0 » anzuwenden. Diese Ermächtigung 
hat die Bundesregierung in der vorliegenden Ver- 
ordnung ausgenutzt.. 

II. 

Die Kommission hat der Bundesrepublik auf ihren 
Antrag hin für das Kalenderjahr 1969 weiterhin fol- 
gende Zollkontingente gewährt: 

1. 60 000 t Rohblei zum Zollsatz „frei" (allgemeiner 
Zollsatz: 5,28 DM für 100 kg Eigengewicht). 

Die Kontingentsmenge und der Zollsatz entspre- 
chen dem deutschen Antrag. Die Bundesregierung 
hat. dieses Kontingent, weil in der Bundesrepu- 


blik ein besonderes wirtschaftliches Interesse an 
der zollfreien Einfuhr von silberhaltigem Werk- 
blei und von Feinblei sowie Kabelbleilegierungen 
besteht, folgendermaßen aufgeteilt: 

a) 44 000 t für silberhaltiges Werkblei 

b) 16 000 t für Feinblei und Kabelbleilegierungen. 

2. 30 000 t Rohzink zum Zollsatz „frei" (allgemeiner 
Zollsatz: ebenfalls 5,28 DM für 100 kg Eigen- 
gewicht). 

Die Kontingentsmenge und der Zollsatz entspre- 
chen dem deutschen Antrag. Die Bundesregierung 
hat dieses Kontingent auf Feinstzink beschränkt, 
weil auch hier ein besonderes wirtschaftliches 
Interesse an der Einfuhr von Feinstzink besteht. 
Wegen des unübersichtlichen Marktes wurde zu- 
nächst nur ein Teil-Kontingent von 15 000 t 
eröffnet. 

III. 

Der Deutsche Bundestag hat den Zollkontingenten 
schon in den Vorjahren zugestimmt. Namens des 
Ausschusses bitte ich das Hohe Flaus, von seinem 
Aufhebungsrecht keinen Gebrauch zu machen. 
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